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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ölschadengesetzes
 und anderer schifffahrtsrechtlicher Vorschriften

 A.  Problem und Ziel

 In  Ausführung  des  Internationalen  Übereinkommens  von  2001  über  die  zivil-
 rechtliche  Haftung  für  Bunkerölverschmutzungsschäden,  dessen  Ratifikation
 beabsichtigt  ist,  sollen  die  notwendigen  Vorschriften  insbesondere  über  die
 Versicherungspflicht  des  Schiffseigentümers  erlassen  werden.  Außerdem  sollen
 in  §  660  Abs.  1  des  Handelsgesetzbuchs  (HGB)  und  §  5l  des  Binnenschiff-
 fahrtsgesetzes  (BinSchG)  die  Ersetzung  der  Deutschen  Mark  durch  den  Euro
 berücksichtigt  und  die  auf  den  Personenbeförderungsvertrag  bezogenen  Ver-
 jährungsvorschriften  im  Handelsgesetzbuch  und  Binnenschifffahrtsgesetz  der
 zwischenzeitlich eingetretenen Rechtsentwicklung angepasst werden.

 B.  Lösung

 Die  notwendigen  Ausführungsvorschriften  zum  Bunkeröl-Übereinkommen  von
 2001  über  die  Versicherungspflicht  des  Schiffseigentümers  sowie  die  Anerken-
 nung  und  Vollstreckung  von  Gerichtsentscheidungen  werden  in  das  Ölschaden-
 gesetz  und  die  auf  ihm  beruhende  Ölhaftungsbescheinigungs-Verordnung  auf-
 genommen.  §  660  Abs.  1  HGB  und  §  5l  BinSchG  sollen  geändert,  §  902  Nr.  1
 HGB  aufgehoben  und  die  Artikel  7  und  8  des  Einführungsgesetzes  zum  HGB
 (EGHGB) bereinigt werden.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Kosten der öffentlichen Haushalte

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Haushaltsausgaben  ohne  Vollzugsaufwand  entstehen  weder  für  den  Bund  noch
 für die Länder oder Gemeinden.

 2. Vollzugsaufwand

 Durch  die  auf  Grund  des  Bunkeröl-Übereinkommens  begründete  Verpflichtung
 des  Bundes,  Versicherungsbescheinigungen  auszustellen  und  deren  Vorhan-
 densein  zu  kontrollieren,  entstehen  Personal-  und  Sachkosten  einschließlich  der
 Kosten  für  Prüfungs-  und  Verwaltungsaufwand  in  Höhe  von  etwa  170  000  Euro
 pro  Jahr  beim  Bundesamt  für  Seeschifffahrt  und  Hydrographie.  Mehrausgaben
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und  ein  Mehrbedarf  an  Planstellen/Stellen  und  Sachmitteln  werden  im  Einzel-
 plan  im  Rahmen  der  geltenden  Finanzplanansätze  erwirtschaftet.  Dazu  dient  die
 Erhebung  kostendeckender  Gebühren  in  einer  Größenordnung  von  170  000  Euro
 pro  Jahr.  Im  Übrigen  wird  die  Durchsetzung  von  Ansprüchen,  insbesondere  des
 Bundes  oder  sonstiger  Gebietskörperschaften,  gegen  Schiffseigentümer  wegen
 Maßnahmen  zur  Beseitigung  oder  zur  Verhütung  von  Bunkerölverschmutzungs-
 schäden verbessert und auf eine sichere rechtliche Grundlage gestellt.

 Für Länder und Gemeinden entstehen keine Mehrausgaben.

 E.  Sonstige Kosten

 Die  auf  Grund  des  Bunkeröl-Übereinkommens  einzuführende  Pflicht  des
 Schiffseigentümers,  eine  Versicherung  für  Bunkerölverschmutzungsschäden
 aufrechtzuerhalten,  führt  zu  einer  finanziellen  Mehrbelastung  der  betroffenen
 Unternehmen,  die  im  Einzelfall  zu  einer  Erhöhung  von  Einzelpreisen  führen
 kann.  Unmittelbare  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das
 Verbraucherpreisniveau, sind jedoch nicht zu erwarten.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ölschadengesetzes
 und anderer schifffahrtsrechtlicher Vorschriften
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Ölschadengesetzes

 Das  Ölschadengesetz  vom  30.  September  1988  (BGBl.  I
 S.  1770),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  §  1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Die  Haftung  und  Entschädigung  für  Ölver-
 schmutzungsschäden richten sich

 1.  nach  dem  Haftungsübereinkommen  von  1992
 (BGBl.  1994  II  S.  1152),  dem  Fondsübereinkom-
 men  von  1992  (BGBl.  1994  II  S.  1169)  und  dem
 Zusatzfondsübereinkommen  von  2003  (BGBl.
 2004  II  S.  1290)  in  ihrer  jeweils  für  die  Bundes-
 republik Deutschland geltenden Fassung oder

 2.  nach  dem  Internationalen  Übereinkommen  von
 2001  über  die  zivilrechtliche  Haftung  für  Bun-
 kerölverschmutzungsschäden  (BGBl.  …  II  S.  …)
 (Bunkeröl-Übereinkommen).“

 b)  In  Absatz  2  werden  nach  den  Wörtern  „Haftungsüber-
 einkommens  von  1992“  die  Wörter  „sowie  des  Bun-
 keröl-Übereinkommens" eingefügt.

 2.  §  2 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  werden  die  Wörter  „nicht  im  Schiffsregis-
 ter  eines  Vertragsstaats  des  Haftungsübereinkommens
 von  1992  eingetragenen  Seeschiffs“  durch  die  Wörter
 „weder  im  Schiffsregister  eines  Vertragsstaats  des
 Haftungsübereinkommens  von  1992  eingetragenen
 noch  die  Flagge  eines  Vertragsstaats  des  Haftungs-
 übereinkommens  von  1992  führenden  Seeschiffs“  er-
 setzt.

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

 „(2)  Der  Eigentümer  eines  weder  im  Schiffsregister
 eines  Vertragsstaats  des  Bunkeröl-Übereinkommens
 eingetragenen  noch  die  Flagge  eines  Vertragsstaats
 des  Bunkeröl-Übereinkommens  führenden  Seeschiffs
 mit  einer  Bruttoraumzahl  von  mehr  als  1  000  hat  eine
 Artikel  7  Abs.  1  des  Bunkeröl-Übereinkommens  ent-
 sprechende  Versicherung  oder  sonstige  finanzielle
 Sicherheit  für  die  Zeit  aufrechtzuerhalten,  in  der  sich
 das  Schiff  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  be-
 findet.  Die  Mindesthöhe  der  nach  Artikel  7  Abs.  1
 des  Bunkeröl-Übereinkommens  aufrechtzuerhalten-
 den  Versicherung  oder  sonstigen  finanziellen  Sicher-
 heit  beläuft  sich  je  Schadensereignis  auf  die  Summe
 der  Beträge,  auf  die  der  Schiffseigentümer  seine  Haf-
 tung  nach  Artikel  6  Abs.  1  des  Übereinkommens  vom
 19.  November  1976  über  die  Beschränkung  der  Haf-

 tung  für  Seeforderungen  (BGBl.  1986  II  S.  786),
 geändert  durch  das  Protokoll  vom  2.  Mai  1996  (BGBl.
 2000  II  S.  790),  in  seiner  jeweiligen  für  die  Bundes-
 republik  Deutschland  geltenden  Fassung  (Haftungs-
 beschränkungsübereinkommen),  beschränken  kann.“

 c)  Der  bisherige  Absatz  2  wird  Absatz  3;  darin  werden
 nach  den  Wörtern  „Haftungsübereinkommens  von
 1992“  die  Wörter  „  ,  nach  Artikel  7  des  Bunkeröl-
 Übereinkommens“  eingefügt  und  nach  den  Wörtern
 „nach  Absatz  1“  die  Wörter  „oder  Absatz  2“  eingefügt.

 d)  Der  bisherige  Absatz  3  wird  Absatz  4  und  wird  wie
 folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „Bescheini-
 gung“  die  Wörter  „nach  Absatz  3“  eingefügt  und
 die  Wörter  „den  Vorschriften  des  Haftungsüber-
 einkommens von 1992“ gestrichen.

 bb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „  ,  das  im  Schiffs-
 register  eines  Staates,  der  nicht  Vertragsstaat  des
 Haftungsübereinkommens  von  1992  ist,  eingetra-
 gen  ist“  durch  die  Wörter  „im  Sinne  von  Absatz  1
 oder  Absatz  2“  ersetzt  und  vor  dem  Wort  „anzu-
 erkennen“  die  Wörter  „oder  Artikel  7  Abs.  9  des
 Bunkeröl-Übereinkommens“ eingefügt.

 e)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

 3.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  nach  der  Angabe  „1992“  die
 Wörter  „  ,  nach  Artikel  7  Abs.  1  des  Bunkeröl-
 Übereinkommens“  eingefügt,  die  Angabe  „§  2
 Abs.  1“  durch  die  Angabe  „§  2  Abs.  1  oder
 Abs.  2“  und  die  Angabe  „§  2  Abs.  2“  durch  die
 Angabe „§  2 Abs.  3“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  3  werden  nach  der  Angabe  „1992“  die
 Wörter  „und  Artikel  7  Abs.  14  des  Bunkeröl-
 Übereinkommens“ angefügt.

 b)  In  Absatz  2  werden  die  Wörter  „von  mehr  als  zweitau-
 send  Tonnen  Öl  als  Bulkladung“  gestrichen  und  das
 Wort „Öl“ durch das Wort „Ladung“ ersetzt.

 c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

 „(4)  Das  Schiffssicherheitszeugnis  eines  im
 Schiffsregister  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes
 eingetragenen  Seeschiffs  ist  einzuziehen,  wenn  das
 Schiff betrieben wird, ohne dass

 1.  eine  nach  Artikel  VII  Abs.  1  des  Haftungsüber-
 einkommens  von  1992  vorgeschriebene  Versi-
 cherung  oder  sonstige  finanzielle  Sicherheit  oder

 2.  eine  nach  Artikel  7  Abs.  1  des  Bunkeröl-Überein-
 kommens  vorgeschriebene  Versicherung  oder
 sonstige finanzielle Sicherheit

 besteht.“
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4.  §  4 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  wird  die  Angabe  „Abs.  3“  durch  die  An-
 gabe „Abs.  4“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Die  See-Berufsgenossenschaft  ist  zuständig
 für

 1.  die Maßnahmen nach §  3 Abs.  1 bis 3 und

 2.  die  Einziehung  des  Schiffssicherheitszeugnisses
 nach §  3 Abs.  4.

 §  6  des  Seeaufgabengesetzes  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  26.  Juli  2002  (BGBl.  I  S.  2876),
 zuletzt  geändert  durch  Artikel  12g  Abs.  19  des  Geset-
 zes  vom  24.  August  2004  (BGBl.  I  S.  2198),  in  der  je-
 weils  geltenden  Fassung  ist  entsprechend  anzuwen-
 den.“

 c)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 5.  §  6 Abs.  2 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  werden  nach  der  Angabe  „1992“  die
 Wörter  „  ,  nach  den  Artikeln  3,  4,  5  und  7  Abs.  10  des
 Bunkeröl-Übereinkommens“ eingefügt.

 b)  Nach  den  Wörtern  „Artikel  I  Nr.  7  des  Haftungsüber-
 einkommens  von  1992“  werden  die  Wörter  „oder  Ar-
 tikel  1  Nr.  9  des  Bunkeröl-Übereinkommens“  einge-
 fügt.

 6.  Nach §  6 wird folgender §  6a eingefügt:

 „§  6a
 Anerkennung und Vollstreckung

 Die  in  einem  Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union  er-
 gangenen  Entscheidungen  über  Schadenersatzklagen  auf
 Grund  des  Bunkeröl-Übereinkommens  werden  gemäß
 Europäischem  Gemeinschaftsrecht  anerkannt  und  voll-
 streckt;  Artikel  10  des  Bunkeröl-Übereinkommens  ist  in-
 soweit  nicht  anzuwenden.  Satz  1  gilt  nicht  für  Entschei-
 dungen eines Gerichts in Dänemark.“

 7.  §  7 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

 „(2)  Wer  entgegen  Artikel  7  Abs.  1  des  Bunker-
 öl-Übereinkommens  oder  §  2  Abs.  2  Satz  1,  jeweils  in
 Verbindung  mit  §  2  Abs.  2  Satz  2,  eine  Versicherung
 oder  sonstige  finanzielle  Sicherheit  nicht  aufrecht-
 erhält,  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  einem  Jahr  oder
 mit Geldstrafe bestraft.“

 b)  Der  bisherige  Absatz  2  wird  Absatz  3;  darin  werden
 nach  dem  Wort  „Täter“  die  Wörter  „in  den  Fällen  des
 Absatzes 1“ eingefügt.

 8.  §  8 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Nr.  1  wird  die  Angabe  „§  2  Abs.  4  Nr.  1
 oder  2“  durch  die  Angabe  „§  2  Abs.  5  Nr.  1  oder
 Nr.  2“ ersetzt.

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

 „(2)  Ferner  handelt  ordnungswidrig,  wer  eine  in  §  7
 Abs.  2 bezeichnete Handlung fahrlässig begeht.“

 c)  Der  bisherige  Absatz  2  wird  Absatz  3;  darin  werden
 nach  der  Angabe  „Absatzes  1  Nr.  1“  die  Wörter  „und
 des Absatzes 2“ eingefügt.

 Artikel 2

 Änderung des Handelsgesetzbuchs

 Das  Handelsgesetzbuch  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil
 III,  Gliederungsnummer  4100-1,  veröffentlichten  bereinig-
 ten  Fassung,  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird
 wie folgt geändert:

 1.  §  660 Abs.  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  3  werden  die  Wörter  „Deutsche  Mark“  durch
 das  Wort  „Euro“  und  die  Wörter  „der  Deutschen
 Mark“ durch die Wörter „des Euro“ ersetzt.

 b)  In  Satz  4  werden  die  Wörter  „der  Deutschen  Mark“
 durch die Wörter „des Euro“ ersetzt.

 2.  §  902 Nr.  1 wird aufgehoben.

 3.  In §  903 Abs.  2 wird die Angabe „Abs.  1“ gestrichen.

 Artikel 3

 Änderung der Ölhaftungsbescheinigungs-
 Verordnung

 Die  Ölhaftungsbescheinigungs-Verordnung  vom  30.  Mai
 1996  (BGBl.  I  S.  707),  die  durch  …  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  §  1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  wird  die  Angabe  „Abs.  2“  durch  die
 Angabe „Abs.  3“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  2  wird  die  Angabe  „Abs.  3“  durch  die
 Angabe „Abs.  4“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  wird  das  Wort  „und“  durch  ein  Komma  er-
 setzt  und  nach  der  Angabe  „(BGBl.  1996  II  S.  685)“
 werden  die  Wörter  „und  des  Internationalen  Überein-
 kommens  von  2001  über  die  zivilrechtliche  Haftung
 für  Bunkerölverschmutzungsschäden  (BGBl.  …  II
 S.  …) (Bunkeröl-Übereinkommen)“ eingefügt.

 2.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  werden  nach  dem  Wort  „Antrag“  die  Wör-
 ter  „des  Eigentümers  eines  Schiffs  im  Sinn  von  Arti-
 kel  I  Nr.  1  des  Haftungsübereinkommens  von  1992“
 eingefügt.

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

 „(3)  Dem  Antrag  eines  nicht  unter  Absatz  2  fallen-
 den Eigentümers sind beizufügen:

 1.  eine Erklärung des Sicherheitsgebers, dass

 a)  die  Sicherheit  den  Voraussetzungen  des  Bun-
 keröl-Übereinkommens entspricht und

 b)  eine  vorzeitige  Beendigung  oder  Änderung,  die
 dazu  führt,  dass  die  Sicherheit  den  Vorausset-
 zungen  nicht  mehr  genügt,  Dritten  gegenüber
 erst  drei  Monate  nach  Anzeige  der  Beendigung
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oder  der  Änderung  an  das  Bundesamt  für  See-
 schifffahrt und Hydrographie wirksam wird,

 2.  ein Nachweis über den Raumgehalt des Schiffes,

 3.  die  Angabe  der  IMO-Schiffsidentifizierungsnum-
 mer,

 4.  für  Schiffe,  die  nicht  zur  Führung  der  Bundesflag-
 ge  berechtigt  sind,  die  Angabe  eines  Zustellungs-
 bevollmächtigten  mit  ständigem  Wohnsitz  im  Gel-
 tungsbereich  der  Verordnung  und  schriftlicher
 Vollmacht.“

 c)  Der  bisherige  Absatz  3  wird  Absatz  4;  darin  werden
 nach  der  Angabe  „Absatz  2“  die  Wörter  „oder  Ab-
 satz 3“ eingefügt.

 3.  §  4 Abs.  1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Sind  die  Voraussetzungen  des  §  2  Abs.  4  des  Öl-
 schadengesetzes  und  des  §  3  erfüllt,  wird  eine  Ölhaf-
 tungsbescheinigung  in  deutscher  Sprache  und  englischer
 Übersetzung nach folgendem Muster ausgestellt:

 1.  im  Fall  des  §  1  Abs.  1  Nr.  1  des  Ölschadengesetzes
 nach dem Muster der Anlage 1,

 2.  im  Fall  des  §  1  Abs.  1  Nr.  2  des  Ölschadengesetzes
 nach dem Muster der Anlage 2.“

 4.  In  §  5  wird  die  Angabe  „Abs.  3“  durch  die  Angabe
 „Abs.  4“ ersetzt.

 5.  Die Anlage 2 (zu §  4 Abs.  1) wird wie folgt gefasst:
Bundesrepublik Deutschland

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie

Federal Republic of Germany

Federal Maritime and Hydrographic Agency

Bescheinigung
über die Versicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit

für die zivilrechtliche Haftung für Bunkerölverschmutzungsschäden

Certificate
of Insurance or other Financial Security

in Respect of Civil Liability for Bunker Oil Pollution Damage

Ausgestellt nach Artikel 7 des Internationalen Übereinkommens von 2001 über die zivilrechtiche Haftung für
Bunkerölverschmutzungsschäden

Issued in accordance with the provisions of article 7 of the International Convention on Civil Liability for Bunker
Oil Pollution Damage, 2001
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Name des Schiffes Unterscheidungssignal IMO-Schiffsidentifi- Heimathafen Name und vollständige
zierungsnummer Anschrift des Hauptgeschäfts-

sitzes des eingetragenen 
Eigentümers

Name of ship Distinctive IMO Ship Identifi- Port of registry Name and full address of the
Number or letters cation Number principal place of business of

the registered owner

Hiermit wird bescheinigt, dass für das vorgenannte Schiff eine Versicherungspolice oder sonstige finanzielle
Sicherheit nach Maßgabe des Artikels 7 des Internationalen Übereinkommens von 2001 über die zivilrecht-
liche Haftung für Bunkerölverschmutzungsschäden besteht.

This is to certify that there is in force in respect of the above-named ship a policy of insurance or other financial
security satisfying the requirements of article 7 of the International Convention on Civil Liability for Bunker Oil
Pollution Damage, 2001.

Art der Sicherheit                      
Type of Security

Laufzeit der Sicherheit                                       
Duration of Security

Name und Anschrift des (der) Versicherers (Versicherer) und / oder Sicherheitsgebers (Sicherheitgeber)
Name and address of the insurer(s) and / or guarantor(s)

Name 
Name

Anschrift                                                       
Address

Diese Bescheinigung gilt bis                                               
This certificate is valid until

Ausgestellt oder bestätigt von der Regierung der Bundesrepublik Deutschland,
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie

Issued or certified by the Government of the Federal Republic of Germany,
Federal Maritime and Hydrographic Agency

in / at Hamburg am / on                                                                                                             

in/at Hamburg am/on                                                                                                                

Datum / Date

(Unterschrift und Amtsbezeichnung des ausstellenden oder bestätigenden Bediensteten)
(Signature and Title of issuing or certifying official)
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Artikel 4

 Änderung des Einführungsgesetzes
 zum Handelsgesetzbuche

 In  Artikel  7  Abs.  1  Satz  1  Nr.  4  und  Artikel  8  Abs.  1  des
 Einführungsgesetzes  zum  Handelsgesetzbuche  in  der  im
 Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  4101-1,  ver-
 öffentlichten  bereinigten  Fassung,  das  zuletzt  durch  …  geän-
 dert  worden  ist,  werden  jeweils  die  Wörter  „902  Abs.  1  Nr.  3
 in  Verbindung  mit  §  903  Abs.  3  und  §  902  Abs.  2“  durch  die
 Wörter  „§  902  Nr.  3  in  Verbindung  mit  §  903  Abs.  3“  ersetzt.

 Artikel 5

 Änderung des Binnenschifffahrtsgesetzes

 Das  Binnenschifffahrtsgesetz  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  4103-1,  veröffentlichten  berei-
 nigten  Fassung,  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  §  5l wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „Deutsche  Mark“  durch
 das  Wort  „Euro“  und  die  Wörter  „der  Deutschen
 Mark“ durch die Wörter „des Euro“ ersetzt.

 b)  In  Satz  4  werden  die  Wörter  „der  Deutschen  Mark“
 durch die Wörter „des Euro“ ersetzt.

 2.  In  §  93  wird  die  Angabe  „§  902  Abs.1  Nr.  3,  Abs.  2“
 durch die Angabe „§  902 Nr.  3“ ersetzt.

 Artikel 6

 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

 Die  auf  Artikel  3  beruhenden  Teile  der  dort  geänderten
 Rechtsverordnung  können  auf  Grund  der  einschlägigen  Er-
 mächtigung durch Rechtsverordnung geändert werden.

 Artikel 7

 Inkrafttreten

 (1)  Die  Artikel  1,  3  und  6  treten  an  dem  Tag  in  Kraft,  an
 dem  das  Internationale  Übereinkommen  von  2001  über  die
 zivilrechtliche  Haftung  für  Bunkerölverschmutzungsschä-
 den  (BGBl.  …  II  S.  …)  für  die  Bundesrepublik  Deutschland
 in  Kraft  tritt.  Im  Übrigen  tritt  das  Gesetz  am  Tage  nach  der
 Verkündung in Kraft.

 (2)  Der  Tag,  an  dem  die  Artikel  1,  3  und  6  in  Kraft  treten,
 ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.
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Begründung
 I. Allgemeiner Teil

 1.  Die  im  Entwurf  vorgesehenen  Änderungen  sind  im  We-
 sentlichen  durch  das  Internationale  Übereinkommen  von
 2001  über  die  zivilrechtliche  Haftung  für  Bunkerölver-
 schmutzungsschäden  (im  Folgenden:  Bunkeröl-Überein-
 kommen) veranlasst.

 Das  Bunkeröl-Übereinkommen  soll,  wie  sich  aus  dem
 gleichzeitig  vorgelegten  Entwurf  eines  Vertragsgesetzes
 zu  dem  Übereinkommen  ergibt,  in  Erfüllung  einer  Ent-
 scheidung  des  Rates  (Entscheidung  des  Rates  zur  Ermäch-
 tigung  der  Mitgliedstaaten,  im  Interesse  der  Gemeinschaft
 das  Internationale  Übereinkommen  über  die  zivilrechtli-
 che  Haftung  für  Schäden  durch  Bunkerölverschmutzung
 von  2001  („Bunkeröl-Übereinkommen“)  zu  unterzeich-
 nen,  zu  ratifizieren  oder  diesem  beizutreten,  ABl.  EG
 Nr.  L  256  vom  25.  September  2002,  S.  7)  ratifiziert  wer-
 den.  Wegen  des  genauen  Inhalts,  des  Zwecks  und  der
 Tragweite  dieses  Übereinkommens  wird  auf  die  dem  Ent-
 wurf  eines  Vertragsgesetzes  beigefügte  Denkschrift  ver-
 wiesen.  Da  das  Bunkeröl-Übereinkommen  unmittelbar
 zur  Anwendung  gelangen  soll,  können  die  ergänzenden
 innerstaatlichen  Vorschriften  verhältnismäßig  einfach  ge-
 halten  werden.  Sie  sind  im  Ölschadengesetz  (ÖlSG)  und
 der  auf  ihm  beruhenden  Ölhaftungsbescheinigungs-Ver-
 ordnung  enthalten  und  betreffen  die  Versicherungspflicht
 des  Schiffseigentümers  sowie  die  Anerkennung  und  Voll-
 streckung  von  Entscheidungen  über  Schadenersatzklagen
 auf Grund des Bunkeröl-Übereinkommens.

 Die  darüber  hinaus  vorgeschlagenen  Änderungen  betref-
 fen  die  Ersetzung  der  Deutschen  Mark  durch  den  Euro
 und  die  Änderung  von  Verjährungsvorschriften  in  see-
 und  binnenschifffahrtsrechtlichen  Vorschriften  und  die-
 nen damit im Wesentlichen der Rechtsbereinigung.

 2.  Auf  die  Haushalte  der  Länder  und  der  Gemeinden  hat  das
 vorgeschlagene  Gesetz  keine  finanziellen  Auswirkun-
 gen.  Dagegen  kann  das  Gesetz  finanzielle  Auswirkungen
 auf  den  Bundeshaushalt  haben.  Denn  durch  die  auf
 Grund  des  Bunkeröl-Übereinkommens  begründete  Ver-
 pflichtung  des  Bundes,  Versicherungsbescheinigungen
 auszustellen  und  deren  Vorhandensein  zu  kontrollieren,
 entstehen  dem  Bundesamt  für  Seeschifffahrt  und  Hydro-
 graphie  Personal-  und  Sachkosten  einschließlich  der
 Kosten  für  Prüfungs-  und  Verwaltungsaufwand  in  Höhe
 von  etwa  170  000  Euro  pro  Jahr.  Mehrausgaben  und  ein
 Mehrbedarf  an  Planstellen/Stellen  und  Sachmitteln  wer-
 den  im  Einzelplan  im  Rahmen  der  geltenden  Finanzplan-
 ansätze  erwirtschaftet.  Dazu  dient  die  Erhebung  kosten-
 deckender  Gebühren  in  einer  Größenordnung  von
 170  000  Euro  pro  Jahr.  Im  Übrigen  wird  die  Durchset-
 zung  von  Ansprüchen,  insbesondere  des  Bundes  oder
 sonstiger  Gebietskörperschaften,  gegen  Schiffseigen-
 tümer  wegen  Maßnahmen  zur  Beseitigung  oder  zur  Ver-
 hütung  von  Bunkerölverschmutzungsschäden  verbessert
 und auf eine sichere rechtliche Grundlage gestellt.

 Auf  die  Wirtschaftsunternehmen,  die  auf  Grund  des
 Bunkeröl-Übereinkommens  Versicherungsbescheinigun-

 gen  benötigen  und  für  diese  eine  Verwaltungsgebühr  ent-
 richten  müssen,  kommen  finanzielle  Mehrbelastungen
 zu.  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  auf
 das  Verbraucherpreisniveau,  sind  aber  nicht  zu  erwarten.

 3.  Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  ergibt  sich  aus
 Artikel  74  Abs.  1  Nr.  1  des  Grundgesetzes  (GG)  (Bürger-
 liches  Recht,  gerichtliches  Verfahren),  Artikel  74  Abs.  1
 Nr.  11  GG  (Recht  der  Wirtschaft)  und  Artikel  74  Abs.  1
 Nr.  21  GG  (Binnenschifffahrt,  Seewasserstraßen).  Die
 vorgeschlagenen  Regelungen  sind  gemäß  Artikel  72
 Abs.  2  GG  zur  Wahrung  der  Rechtseinheit  erforderlich.
 Artikel  2,  4  und  5  dienen  im  Wesentlichen  der  Bereini-
 gung  bundesweit  einheitlich  geltender  Regelungen.  Die
 Änderungen,  die  durch  die  Artikel  1  und  3  vorgeschlagen
 werden,  beziehen  sich  ebenfalls  auf  bundeseinheitliche
 Regelungen.  Würden  einzelne  Bundesländer  von  den  Ar-
 tikeln  1  und  3  des  Entwurfs  abweichende  Ausführungs-
 vorschriften  zum  Bunkeröl-Übereinkommen  erlassen,
 also  etwa  nach  unterschiedlichen  Kriterien  die  zuständige
 Behörde  zur  Ausstellung  von  Ölhaftungsbescheinigungen
 (§  2  Ölhaftungsbescheinigungs-Verordnung)  festlegen,
 unterschiedliche  Anforderungen  an  die  mit  dem  Antrag
 auf  Ausstellung  einer  Versicherungsbescheinigung  einzu-
 reichenden  Unterlagen  (§  3  Ölhaftungsbescheinigungs-
 Verordnung)  stellen,  eine  unterschiedliche  Geltungsdauer
 der  Bescheinigung  (§  4  Abs.  2  Ölhaftungsbescheini-
 gungsVerordnung)  festlegen,  unterschiedliche  Vorausset-
 zungen  für  die  Untersagung  der  Beförderung  oder  des
 Umschlags  von  Ladung  (§  3  Abs.  2  ÖlSG)  normieren  und
 für  Verstöße  gegen  die  Pflicht  zur  Aufrechterhaltung  einer
 Versicherung  oder  sonstigen  finanziellen  Sicherheit
 unterschiedliche  Strafvorschriften  erlassen,  würde  dies
 Folgen  haben,  die  im  Interesse  sowohl  des  Bundes  als
 auch  der  Länder  als  nicht  mehr  hinnehmbar  erschienen.
 Denn  die  hierdurch  bedingte  Rechtszersplitterung  würde
 unzumutbare  Schwierigkeiten  für  den  Schiffsverkehr  ver-
 ursachen,  der  typischerweise  länderübergreifender  Art  ist.
 Sie  würde  zu  erheblichen  Rechtsunsicherheiten  im
 Schiffsverkehr  und  damit  zu  unzumutbaren  Schranken
 und  Hindernissen  für  den  wirtschaftlichen  Verkehr  im
 Bundesgebiet führen.

 II. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des Ölschadengesetzes)

 Die  Änderungen  des  Ölschadengesetzes  sind  auf  die  beab-
 sichtigte  Ratifikation  des  Bunkeröl-Übereinkommens  zu-
 rückzuführen.  Nach  dem  vorliegenden  Entwurf  soll  der
 Anwendungsbereich  des  Ölschadengesetzes,  das  bisher  le-
 diglich  für  die  Fälle  gilt,  in  denen  es  um  die  Haftung  und
 Entschädigung  für  Ölverschmutzungsschäden  im  Sinne  des
 Haftungsübereinkommens  von  1992  (BGBl.  1994  II  S.  1152)
 geht,  erweitert  und  auf  die  Fälle  erstreckt  werden,  in  denen
 es  um  die  Haftung  und  Entschädigung  für  Bunkerölver-
 schmutzungsschäden  im  Sinne  des  Bunkeröl-Übereinkom-
 mens geht. Im Einzelnen ist Folgendes zu bemerken:
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Zu Nummer 1  (§  1 ÖlSG)

 Durch  die  in  Buchstabe  a  vorgeschlagene  Neufassung  von
 Absatz  1  soll  klargestellt  werden,  dass  das  Ölschadengesetz
 auch  in  Bezug  auf  Bunkerölverschmutzungsschäden  keine
 eigenständigen  Haftungsregelungen  enthält,  sondern  auch
 insoweit  die  normativen  Bestimmungen  dieses  Übereinkom-
 mens,  welche  durch  das  gleichzeitig  im  Entwurf  vorgelegte
 Vertragsgesetz  innerstaatliches  deutsches  Recht  werden  sol-
 len,  unmittelbar  zur  Anwendung  gelangen.  Dies  gilt  insbe-
 sondere  auch  für  die  Bestimmungen  über  den  örtlichen  und
 sachlichen  Anwendungsbereich  des  Bunkeröl-Übereinkom-
 mens.  Die  Haftung  für  Ölverschmutzungsschäden  richtet
 sich  nach  der  Neufassung  entweder  nach  dem  Haftungsüber-
 einkommen  von  1992,  dem  Fondsübereinkommen  von  1992
 und  dem  Zusatzfondsübereinkommen  von  2003  oder  nach
 dem  Bunkeröl-Übereinkommen.  Eine  kumulative  Anwen-
 dung beider Übereinkommenssysteme scheidet aus.

 Durch  die  in  Buchstabe  b  vorgeschlagene  Änderung  des
 Absatzes  2  soll  sichergestellt  werden,  dass  das  Bunker-
 öl-Übereinkommen  ebenso  wie  das  Haftungsübereinkom-
 men  von  1992  auf  ein  Seeschiff  angewendet  wird,  das  aus
 einem  Nichtvertragsstaat  stammt.  Diese  Regelung  dient  der
 Umsetzung  von  Artikel  7  Abs.  12  des  Bunkeröl-Überein-
 kommens,  wonach  jeder  Vertragsstaat  sicherstellt,  dass  auch
 für  Schiffe  aus  Nichtvertragsstaaten  in  dem  im  Übereinkom-
 men  genannten  Umfang  eine  Versicherungsbescheinigung
 aufrechterhalten  wird.  Damit  sollen  ein  ungerechtfertigter
 Wettbewerbsvorteil  von  Schiffen  aus  Nichtvertragsstaaten
 gegenüber  denen  aus  Vertragsstaaten  vermieden  und  die
 durch  Bunkerölverschmutzungsschäden  geschädigten  Per-
 sonen wirksam geschützt werden.

 Zu Nummer 2  (§  2 ÖlSG)

 §  2  Abs.  1  ÖlSG  in  der  Fassung  von  Buchstabe  a  entspricht
 im  Wesentlichen  der  bisherigen  Regelung.  Der  Klarstellung
 halber  und  im  Hinblick  auf  den  Gleichklang  mit  dem  nach-
 folgenden  neuen  Absatz  2  wird  jedoch  bei  der  Definition  des
 Seeschiffs  die  Formulierung  in  §  1  Abs.  2  ÖlSG  übernom-
 men.  Sachliche  Änderungen  gegenüber  dem  geltenden
 Recht ergeben sich hieraus nicht.

 Der  durch  Buchstabe  b  in  §  2  ÖlSG  neu  eingefügte  Absatz  2
 unterwirft  in  seinem  Satz  1  nach  dem  Vorbild  von  Absatz  1
 Eigentümer  von  Seeschiffen  aus  Nichtvertragsstaaten  des
 Bunkeröl-Übereinkommens  derselben  Versicherungspflicht
 wie  Eigentümer  von  Seeschiffen  aus  Vertragsstaaten  dieses
 Übereinkommens.  Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des
 Artikels  7  Abs.  12  des  Bunkeröl-Übereinkommens,  wonach
 jeder  Vertragsstaat  sicherstellt,  dass  für  jedes  Schiff  mit  einer
 Bruttoraumzahl  von  mehr  als  1  000,  das  einen  Hafen  in  sei-
 nem  Hoheitsgebiet  anläuft  oder  verlässt  oder  das  eine  vor  der
 Küste  innerhalb  seines  Küstenmeers  gelegene  Einrichtung
 anläuft  oder  verlässt,  eine  Versicherung  oder  sonstige  Si-
 cherheit  besteht.  Satz  1  geht  allerdings  insoweit  noch  über
 die  Regelung  des  Bunkeröl-Übereinkommens  hinaus,  als  er
 die  Versicherungspflicht  nicht  nur  für  Schiffe  festlegt,  die
 einen  Hafen  im  Hoheitsgebiet  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  oder  einen  Umschlagplatz  im  Küstenmeer  anlaufen
 oder  verlassen,  sondern  für  alle  Schiffe,  die  sich  im  Gel-
 tungsbereich  dieses  Gesetzes  befinden.  Ebenso  wie  bei  Öl-
 tankern  besteht  auch  bei  sonstigen  Schiffen  ein  gesetzliches
 Bedürfnis  zu  gewährleisten,  dass  auch  Schiffe  im  Transit,

 also  Schiffe,  die  etwa  durch  den  Nord-Ostsee-Kanal  fahren,
 versichert  sind.  Ein  Verstoß  gegen  das  in  Artikel  24  des  See-
 rechtsübereinkommens  der  Vereinten  Nationen  vom  10.  De-
 zember  1982  (BGBl.  1994  II  S.  1799)  verankerte  Recht  auf
 freie  Durchfahrt  besteht  nicht.  Denn  Artikel  17  des  See-
 rechtsübereinkommens  ermöglicht  ausdrücklich  jedem  Küs-
 tenstaat,  dieses  Recht  zum  Schutz  der  Umwelt  des  Küsten-
 staates  und  der  Verhütung,  Verringerung  und  Überwachung
 der  Verschmutzung  einzuschränken.  Für  Schiffe,  die  im
 Schiffsregister  eines  Vertragsstaats  des  Bunkeröl-Überein-
 kommens  eingetragen  sind  oder  die  Flagge  eines  Vertrags-
 staats  führen,  ergibt  sich  die  Versicherungspflicht  unmittel-
 bar  aus  Artikel  7  Abs.  1  in  Verbindung  mit  Artikel  1  Nr.  10
 des Bunkeröl-Übereinkommens.

 Die  Regelung  gilt  nur  für  Seeschiffe,  die  nicht  unter  das  Haf-
 tungsübereinkommen  von  1992  fallen,  also  weder  zur  Beför-
 derung  von  Öl  als  Massengut  gebaut  sind  noch  tatsächlich  Öl
 als  Massengut  befördern.  Dies  folgt  aus  Artikel  7  Abs.  1  des
 Bunkeröl-Übereinkommens,  auf  den  §  2  Abs.  2  Satz  1  ÖlSG
 in  der  Fassung  des  vorliegenden  Entwurfs  verweist.  Denn
 nach  Artikel  7  Abs.  1  des  Bunkeröl-Übereinkommens  be-
 steht  eine  Versicherungspflicht  nur  in  Bezug  auf  die  Haftung
 des  eingetragenen  Eigentümers  für  Verschmutzungsschäden.
 Verschmutzungsschäden  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind
 jedoch  nach  Artikel  4  des  Bunkeröl-Übereinkommens  nicht
 Verschmutzungsschäden  im  Sinne  des  Haftungsüberein-
 kommens  von  1992.  Zu  letzteren  zählen  aber  nach  Artikel  I
 Nr.  6  in  Verbindung  mit  Nr.  1  des  Haftungsübereinkommens
 von  1992  insbesondere  auch  Schäden  durch  Ausfließen  oder
 Ablassen  von  Bunkeröl  aus  einem  Seeschiff,  das  zur  Beför-
 derung  von  Öl  als  Massengut  gebaut  ist  oder  tatsächlich  Öl
 als Massengut befördert.

 Absatz  2  Satz  2  stellt  klar,  wie  die  in  Artikel  7  Abs.  1  des
 Bunkeröl-Übereinkommens  genannte  Mindestversiche-
 rungssumme  zu  berechnen  ist.  Wie  in  der  Denkschrift  aus-
 geführt,  bestimmt  sich  die  Mindestversicherungssumme
 nach  dem  nach  dem  Übereinkommen  vom  19.  November
 1976  über  die  Beschränkung  der  Haftung  für  Seeforderun-
 gen  in  seiner  jeweiligen  für  die  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  geltenden  Fassung  zu  errechnenden  Höchstbetrag.
 Dieses  Übereinkommen  enthält  jedoch  keine  Sonder-
 regelung  für  Bunkerölverschmutzungsschäden.  Ansprüche
 wegen  Bunkerölverschmutzungsschäden  im  Sinne  des  Arti-
 kels  1  Nr.  9  des  Bunkeröl-Übereinkommens  sind  daher  un-
 ter  die  in  Artikel  2  des  Haftungsbeschränkungsübereinkom-
 mens  genannten  Ansprüche  zu  subsumieren.  In  Betracht
 kommen  insoweit  Ansprüche  wegen  Personen-  und  Sach-
 schäden,  Ansprüche  wegen  Vermögensschäden  sowie  An-
 sprüche  wegen  Beseitigungs-  und  Schadensminderungs-
 maßnahmen  im  Sinne  von  Artikel  2  Abs.  1  Buchstaben  a,  c,
 d  und  f  des  Haftungsbeschränkungsübereinkommens.  Für
 Ansprüche  wegen  Tod  oder  Körperverletzung  berechnet
 sich  der  Haftungshöchstbetrag  nach  Artikel  6  Abs.  1  Buch-
 stabe  a  des  Haftungsbeschränkungsübereinkommens.  Für
 Ansprüche  nach  Artikel  2  Abs.  1  Buchstabe  a,  c  und  f  des
 Haftungsbeschränkungsübereinkommens  berechnet  sich  der
 Haftungshöchstbetrag  nach  Artikel  6  Abs.  1  Buchstabe  b
 des  Haftungsbeschränkungsübereinkommens,  sofern  nicht
 Ansprüche  wegen  Tod  oder  Körperverletzung  eingeschlos-
 sen  sind.  Das  Gleiche  gilt  für  Ansprüche  aus  Wrackbesei-
 tigung  im  Sinne  von  Artikel  2  Abs.  1  Buchstabe  d  des
 Haftungsbeschränkungsübereinkommens.  Zwar  muss  nach



Drucksache 16/737 – 12 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
§  487  HGB  für  die  zuletzt  genannten  Ansprüche  ein  geson-
 derter  Betrag  aufgebracht  werden,  der  ausschließlich  zur
 Befriedigung  dieser  Ansprüche  zur  Verfügung  steht.  Dies
 muss  jedoch  für  die  Berechnung  der  Mindestversicherungs-
 summe  außer  Betracht  bleiben,  da  nach  Artikel  7  Abs.  1  des
 Bunkeröl-Übereinkommens  der  Schiffseigentümer  nur
 verpflichtet  werden  kann,  eine  Versicherung  in  Höhe  eines
 Betrages  aufrechtzuerhalten,  der  den  Haftungsgrenzen  des
 Haftungsbeschränkungsübereinkommens  entspricht.  Inso-
 weit  ist  jedoch  Folgendes  zu  berücksichtigen:  Da  bei
 Abschluss  einer  Versicherung  oder  Bestellung  einer  sonsti-
 gen  finanziellen  Sicherheit  noch  nicht  feststeht,  für  welche
 der  genannten  Ansprüche  gehaftet  wird,  müssen  die  Ver-
 sicherung  oder  sonstige  finanzielle  Sicherheit  die  Haftung
 für  alle  genannten  Ansprüche  bis  zu  dem  höchstmöglichen
 Betrag  abdecken.  Die  Mindestversicherungssumme  muss
 mithin  der  Summe  des  nach  Artikel  6  Abs.  1  Buchstabe  a
 des  Haftungsbeschränkungsübereinkommens  zu  errechnen-
 den  Betrags  und  des  nach  Artikel  6  Abs.  1  Buchstabe  b  des
 Haftungsbeschränkungsübereinkommens  zu  errechnenden
 Betrags entsprechen.

 Die  in  Buchstabe  c  angeordnete  Neunummerierung  von  Ab-
 satz  2  ist  durch  die  Einfügung  des  neuen  Absatzes  2  in  §  2
 ÖlSG  bedingt.  Die  Änderungen  haben  zum  Ziel  sicherzustel-
 len,  dass  auch  die  Eigentümer  von  anderen  Schiffen  als  Öl-
 tankern  das  Bestehen  einer  Versicherung  durch  Vorlage  einer
 behördlichen Versicherungsbescheinigung nachweisen.

 Die  in  Buchstabe  d  angeordnete  Neunummerierung  von
 Absatz  3  ist  ebenfalls  durch  die  Einfügung  des  neuen  Absat-
 zes  2  in  §  2  ÖlSG  bedingt.  Die  Änderungen  sind  veranlasst
 durch  die  Einbeziehung  der  Personen,  die  im  Hinblick  auf
 die  Regelungen  des  Bunkeröl-Übereinkommens  oder  diesen
 Entwurf  versicherungspflichtig  sind.  Nach  Doppelbuch-
 stabe  aa  wird  die  Bezugnahme  auf  das  Haftungsüberein-
 kommen  von  1992  gestrichen,  weil  auch  eine  Versiche-
 rungspflicht  nach  dem  Bunkeröl-Übereinkommen  besteht.
 Nunmehr  wird  nur  noch  ganz  allgemein  bestimmt,  dass  vor
 Ausstellen  der  Versicherungsbescheinigung  nach  §  2  Abs.  3
 ÖlSG  in  der  Fassung  des  Entwurfs  nachzuweisen  ist,  dass
 auch  tatsächlich  die  Versicherung  besteht,  deren  Existenz
 durch  die  Bescheinigung  nachgewiesen  werden  soll.  In
 Satz  2  wird  gemäß  Doppelbuchstabe  bb  der  besseren  Les-
 barkeit  wegen  auf  eine  Bezugnahme  auf  ein  Seeschiff,  das
 im  Schiffsregister  eines  Staates  eingetragen  ist,  der  nicht
 Vertragsstaat  des  Haftungsübereinkommens  von  1992  ist,
 verzichtet.  Stattdessen  wird  auf  ein  „Seeschiff  im  Sinne  von
 Absatz  1  oder  Absatz  2“  verwiesen.  Damit  wird  berücksich-
 tigt,  dass  die  Regelung  nunmehr  auch  den  Eigentümer  eines
 Seeschiffs  erfasst,  das  im  Schiffsregister  eines  Staates  ein-
 getragen  ist,  welcher  nicht  Vertragsstaat  des  Bunkeröl-
 Übereinkommens  ist.  In  der  Sache  ergeben  sich  –  mit  Aus-
 nahme  der  Einbeziehung  des  Bunkeröl-Übereinkommens  –
 keine  Änderungen  gegenüber  dem  geltenden  Recht.  Es
 bleibt  dabei,  dass  der  Eigentümer  eines  Schiffes  aus  einem
 anderen  Vertragsstaat  keine  Versicherungsbescheinigung
 erhält,  er  also  eine  Versicherungsbescheinigung  bei  der
 Behörde  des  Vertragsstaates,  dem  das  Schiff  zugehörig  ist,
 beantragen  muss.  Außerdem  wird  daran  festgehalten,  dass
 dem  Eigentümer  eines  Schiffes  aus  einem  Nicht-
 vertragsstaat  keine  Versicherungsbescheinigung  erteilt  wird,
 wenn  sie  bereits  von  einem  anderen  Vertragsstaat  erteilt
 wurde.

 Die  in  Buchstabe  e  angeordnete  Neunummerierung  von
 Absatz  4  ist  ebenfalls  durch  die  Einfügung  des  neuen  Absat-
 zes 2 in §  2 ÖlSG bedingt.

 Zu Nummer 3  (§  3 ÖlSG)

 Das  geltende  Recht  begründet  in  §  3  Abs.  1  ÖlSG  die  Ver-
 pflichtung  des  Schiffseigentümers,  der  seine  Haftung  für
 Ölverschmutzungsschäden  im  Sinne  des  Haftungsüberein-
 kommens  von  1992  zu  versichern  hat,  die  Bescheinigung
 über  das  Bestehen  einer  solchen  Versicherung  an  Bord  zu
 geben,  sowie  die  Verpflichtung  des  Kapitäns,  diese  Beschei-
 nigung  auf  Verlangen  vorzuweisen.  Durch  Buchstabe  a  wird
 Absatz  1  Satz  1  auf  die  Fälle  erstreckt,  in  denen  es  um  die
 Versicherung  der  Haftung  für  Bunkerölverschmutzungs-
 schäden  geht.  Die  Pflicht  zur  Mitführung  der  Bescheinigung
 für  Schiffe  aus  Vertragsstaaten  ergibt  sich  zwar  bereits  aus
 Artikel  7  Abs.  5  des  Bunkeröl-Übereinkommens.  Vor  allem
 im  Hinblick  auf  die  Bußgeldvorschrift  des  §  8  Abs.  2  ÖlSG
 erscheint  es  jedoch  notwendig,  diese  Verpflichtung  zu
 wiederholen.  Die  Änderungen  der  Verweisungen  stellen
 Folgeänderungen dar.

 Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  bb  berücksichtigt,  dass  für
 Schiffe,  die  im  Eigentum  von  Vertragsstaaten  des  Bunker-
 öl-Übereinkommens  stehen,  nach  Artikel  7  Abs.  14  des
 Bunkeröl-Übereinkommens  eine  Versicherung  oder  sonstige
 finanzielle  Sicherheit  nicht  benötigt  wird,  jedoch  eine  Be-
 scheinigung  an  Bord  gegeben  werden  muss,  aus  der  hervor-
 geht,  dass  die  Haftung  für  diese  Schiffe  innerhalb  der  Gren-
 zen  des  Artikels  7  Abs.  1  des  Bunkeröl-Übereinkommens
 gedeckt  ist.  Auf  die  Verpflichtung,  auch  diese  Bescheini-
 gung  an  Bord  zu  geben,  bei  Fahrten  mitzuführen  und  der  zu-
 ständigen  Behörde  auf  Verlangen  vorzuweisen,  wird  in  Ab-
 satz 1 Satz 3 zur Klarstellung noch einmal hingewiesen.

 Die  Änderung  des  Absatzes  2  durch  Buchstabe  b  berücksich-
 tigt,  dass  es  sich  bei  dem  Eigentümer  oder  Kapitän,  der  sich
 pflichtwidrig  verhält,  auch  um  den  Eigentümer  oder  Kapitän
 eines  Schiffes  handeln  kann,  das  kein  Öltanker  ist.  Die
 Schifffahrtspolizeibehörde  kann  auch  in  diesem  Falle  die
 Beförderung  oder  den  Umschlag  von  Ladung  untersagen.
 Diese  Sanktion  bezieht  sich  sowohl  auf  beladene  als  auch
 unbeladene  Seeschiffe  und  verleiht  damit  der  Verpflichtung
 des  Eigentümers  zur  Aufrechterhaltung  der  Sicherheit  erheb-
 lichen Nachdruck.

 Mit  der  in  Buchstabe  c  vorgesehenen  Neufassung  von  Ab-
 satz  4  soll  dem  Umstand  Rechnung  getragen  werden,  dass
 die  Bundesrepublik  Deutschland  aus  Artikel  7  Abs.  11  des
 Bunkeröl-Übereinkommens  verpflichtet  ist  sicherzustellen,
 dass  ein  Schiff,  welches  die  Bundesflagge  führt  und  den  Be-
 stimmungen  der  genannten  Übereinkommen  unterworfen
 ist,  ohne  ausreichende  Versicherung  nicht  betrieben  werden
 darf.  Dieser  Verpflichtung  soll  wie  in  dem  Fall,  dass  ein
 Schiff  Öl  befördert,  ohne  dass  eine  nach  Artikel  VII  Abs.  1
 des  Haftungsübereinkommens  von  1992  vorgeschriebene
 Versicherung  oder  sonstige  finanzielle  Sicherheit  besteht,
 durch  die  Möglichkeit  der  Einziehung  des  Schiffssicher-
 heitszeugnisses  nachgekommen  werden.  Aus  sprachlichen
 Gründen  wird  einheitlich  darauf  abgestellt,  ob  das  Schiff
 „betrieben“  wird,  ohne  dass  die  vorgeschriebene  Versiche-
 rung  besteht.  In  der  Sache  ergibt  sich  jedoch  für  Schiffe,  die
 dem  Haftungsübereinkommen  von  1992  unterfallen,  keine
 Änderung.  Denn  danach  ist  eine  Versicherungsbescheini-
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gung  nur  vorgeschrieben,  wenn  das  Schiff  tatsächlich  Öl
 befördert.

 Zu Nummer 4  (§  4 ÖlSG)

 Es  handelt  sich  in  Buchstabe  a  um  eine  Folgeänderung,  die
 durch  die  Neunummerierung  in  §  2  ÖlSG  in  der  Fassung  des
 Entwurfs bedingt ist.

 Nach  dem  geltenden  §  4  Abs.  2  ÖlSG  sind  die  Behörden  der
 Wasser-  und  Schifffahrtsverwaltung  des  Bundes  als  Schiff-
 fahrtspolizeibehörden  zuständig  für  die  Erfüllung  der  Auf-
 gaben  nach  §  3  Abs.  1  bis  3.  Durch  die  in  Buchstabe  b  vor-
 geschlagene  Änderung  von  §  4  Abs.  2  ÖlSG  soll  diese
 Zuständigkeit  auf  die  See-Berufsgenossenschaft  übertragen
 werden.  Dies  erscheint  sachgerecht,  weil  die  See-Berufs-
 genossenschaft  bereits  nach  §  6  Abs.  1  des  Seeaufgaben-
 gesetzes  in  Verbindung  mit  §  10  des  Schiffssicherheitsgeset-
 zes  für  die  Durchführung  der  Hafenstaatkontrolle  zuständig
 ist.

 Die  in  Buchstabe  c  vorgeschlagene  Aufhebung  ist  eine  Fol-
 geänderung zu Buchstabe b.

 Zu Nummer 5  (§  6 ÖlSG)

 Mit  den  vorgeschlagenen  Änderungen  soll  gewährleistet
 werden,  dass  auch  für  jeden  der  nach  dem  Bunkeröl-Über-
 einkommen  möglichen  Prozesse  die  örtliche  Zuständigkeit
 wenigstens  eines  deutschen  Gerichts  gegeben  ist.  Die  An-
 knüpfungspunkte  für  die  Zuständigkeit  tragen  dem  Umstand
 Rechnung,  dass  Ansprüche  gegen  den  Reeder  auch  dann  er-
 hoben  werden  können,  wenn  außerhalb  der  Hoheitsgewässer
 Schutzmaßnahmen  ergriffen  worden  sind,  um  Schäden  in-
 nerhalb  der  Hoheitsgewässer  zu  verhüten  oder  zu  vermin-
 dern.

 Zu Nummer 6  (§  6a ÖlSG)

 Die  vorgeschlagene  Regelung  trägt  der  Entscheidung  des
 Rates  vom  19.  September  2002  zur  Ermächtigung  der  Mit-
 gliedstaaten,  im  Interesse  der  Gemeinschaft  das  Internatio-
 nale  Übereinkommen  über  die  zivilrechtliche  Haftung  für
 Schäden  durch  Bunkerölverschmutzung  von  2001  („Bunker-
 öl-Übereinkommen“)  zu  unterzeichnen,  zu  ratifizieren  oder
 diesem  beizutreten  (ABl.  EG  Nr.  L  256  S.  7)  Rechnung.
 Gemäß  Artikel  2  dieser  Ratsentscheidung  erklären  die
 EU-Mitgliedstaaten  bei  Unterzeichnung  oder  Ratifikation
 des  Bunkeröl-Übereinkommens  oder  bei  dem  Beitritt  zu  die-
 sem  Übereinkommen,  dass  Entscheidungen  auf  den  unter
 das  Bunkeröl-Übereinkommen  fallenden  Gebieten,  wenn  sie
 von  Gerichten  aus  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union
 mit  Ausnahme  Dänemarks  erlassen  werden,  gemäß  den  ein-
 schlägigen  internen  Gemeinschaftsvorschriften  anerkannt
 und  vollstreckt  werden.  In  Umsetzung  dieser  Ratsentschei-
 dung  hat  Deutschland  bei  Unterzeichnung  des  Bunker-
 öl-Übereinkommens  am  27.  September  2002  eine  solche
 Erklärung  abgegeben  und  dabei  klargestellt,  dass  die  ein-
 schlägigen  internen  Gemeinschaftsvorschriften  derzeit  in
 der  Verordnung  Nr.  44/2001  des  Rates  vom  22.  Dezember
 2000  über  die  gerichtliche  Zuständigkeit  und  die  Anerken-
 nung  und  Vollstreckung  von  Entscheidungen  in  Zivil-  und
 Handelssachen  (ABl.  EG  Nr.  L  12  S.  1)  niedergelegt  sind.
 Um  sicherzustellen,  dass  diese  Erklärung  auch  innerstaat-
 liche  Wirkung  entfaltet  und  den  in  der  EG-Verordnung

 enthaltenen  Regelungen  über  die  Anerkennung  und  Voll-
 streckung  von  gerichtlichen  Entscheidungen  auch  tatsäch-
 lich  Vorrang  vor  Artikel  10  des  Bunkeröl-Übereinkommens
 eingeräumt  wird,  bestimmt  daher  der  vorgeschlagene  §  6a
 ÖlSG,  dass  Artikel  10  bei  Entscheidungen  der  Mitglied-
 staaten  der  Europäischen  Union  mit  Ausnahme  Dänemarks
 nicht anzuwenden ist.

 Zu Nummer 7  (§  7 ÖlSG)

 In  Anlehnung  an  Absatz  1  soll  in  dem  durch  Buchstabe  a  ein-
 zufügenden  neuen  Absatz  2  auch  das  Fehlen  einer  Versiche-
 rung  oder  sonstigen  finanziellen  Sicherheit  bei  einem  Schiff,
 das  dem  Bunkeröl-Übereinkommen  oder  den  Bestimmun-
 gen  des  Ölschadengesetzes  unterfällt,  mit  Strafe  bewehrt
 werden.  Im  Hinblick  darauf,  dass  das  Fehlen  einer  solchen
 Versicherung  geringer  zu  gewichten  ist  als  das  Fehlen  einer
 Versicherung  für  Öltanker,  weil  das  Schadensrisiko  im
 Regelfalle  geringer  ist,  wird  als  Strafmaß  Freiheitsstrafe  nur
 bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe vorgesehen.

 Buchstabe  b  enthält  eine  Folgeänderung,  die  durch  die  Ein-
 fügung  des  neuen  Absatzes  2  bedingt  ist.  Durch  die  Bezug-
 nahme  auf  Absatz  1  wird  klargestellt,  dass  §  7  Abs.  2  nur  für
 Vorsatztaten gilt.

 Zu Nummer 8  (§  8 ÖlSG)

 Buchstabe  a  enthält  eine  Folgeänderung,  die  durch  die  Neu-
 nummerierung des §  2 bedingt ist.

 Nach  der  in  Buchstabe  b  vorgeschlagenen  Regelung  soll
 auch  fahrlässiges  Handeln  in  den  Fällen  des  §  7  Abs.  2  ÖlSG
 bußgeldbewehrt  werden.  Die  Ahndung  nur  vorsätzlichen
 Handelns  erscheint  zur  wirksamen  Durchsetzung  der  Ver-
 sicherungspflicht nicht geeignet.

 Buchstabe c enthält die notwendigen Folgeänderungen.

 Zu Artikel 2  (Änderung des Handelsgesetzbuchs)

 Zu Nummer 1  (§  660 HGB)

 Mit  den  vorgeschlagenen  Änderungen  soll  anstatt  auf  Deut-
 sche  Mark  auf  Euro  verwiesen  werden.  Nach  der  Verord-
 nung  (EWG)  Nr.  974/98  des  Rates  vom  3.  Mai  1998  zur  Ein-
 führung  des  Euro  (ABl.  EG  L  139  S.  1)  ist  zwar  der  Euro
 bereits  an  die  Stelle  der  Deutschen  Mark  getreten.  Im  Inter-
 esse  der  Rechtsbereinigung  erscheint  es  jedoch  sinnvoll,  die-
 ses nunmehr auch ausdrücklich im Gesetz klarzustellen.

 Zu Nummer 2  (§  902 Nr.  1 HGB)

 Nach  Artikel  13  der  Anlage  (zu  §  664)  des  Handelsgesetz-
 buchs,  der  auf  Artikel  16  des  Athener  Übereinkommens  von
 1974  über  die  Beförderung  von  Reisenden  und  ihrem
 Gepäck  auf  See  zurückgeht,  verjähren  Ansprüche  auf
 Schadensersatz  wegen  Tod  oder  Körperverletzung  eines
 Reisenden  oder  wegen  Verlust  oder  Beschädigung  von  Ge-
 päck  in  zwei  Jahren.  Für  sonstige  gegen  den  Beförderer
 gerichtete  Ansprüche,  etwa  Schadenersatzansprüche  wegen
 Verschuldens  bei  Vertragsschluss  oder  Verletzung  von  Ne-
 benpflichten,  gilt  §  902  Nr.  1  HGB,  nach  dem  die  Ansprüche
 ebenfalls  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Jahren  verjähren.
 Für  Ansprüche  des  Beförderers  gegen  den  Reisenden  aus
 dem  Beförderungsvertrag  gelten  dagegen  die  allgemeinen
 Verjährungsvorschriften  des  BGB  und  damit  eine  dreijährige
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Verjährungsfrist  (§  195  BGB).  Im  Interesse  größerer  Rechts-
 sicherheit  erscheint  es  zweckmäßig,  auf  alle  Ansprüche,  die
 nicht  in  der  Anlage  (zu  §  664)  des  Handelsgesetzbuchs  ge-
 regelt  sind,  einheitliche  Verjährungsvorschriften  anzuwen-
 den.  Dementsprechend  wird  vorgeschlagen,  die  Ansprüche,
 die  derzeit  dem  §  902  Nr.  1  HGB  unterfallen,  den  Ansprü-
 chen  des  Beförderers  gegen  den  Reisenden  gleichzustellen
 und  den  allgemeinen  Verjährungsvorschriften  des  BGB  zu
 unterstellen.  Um  dies  zu  erreichen,  soll  §  902  Nr.  1  HGB
 aufgehoben werden.

 Zu Nummer 3  (§  903 Abs.  2 HGB)

 Die  Streichung  der  Verweisung  auf  „Abs.  2“  stellt  eine  Fol-
 geänderung  zur  Aufhebung  des  §  902  Abs.  2  durch  Artikel  9
 Nr.  4  Buchstabe  b  des  Gesetzes  zur  Anpassung  von  Verjäh-
 rungsvorschriften  an  das  Gesetz  zur  Modernisierung  des
 Schuldrechts  vom  9.  Dezember  2004  (BGBl.  I  S.  3214)  dar.

 Zu Artikel 3  (Änderung  der  Ölhaftungsbescheini-
 gungs-Verordnung)

 Die  beabsichtigte  Ratifikation  des  Bunkeröl-Übereinkom-
 mens  und  die  in  Ausführung  des  Übereinkommens  vorge-
 schlagene  Änderung  des  Ölschadengesetzes  machen  es  er-
 forderlich,  auch  die  Ölhaftungsbescheinigungs-Verordnung
 an  die  sich  ändernde  Rechtslage  anzupassen.  Die  Ölhaf-
 tungsbescheinigungs-Verordnung  geht  bisher  nur  davon  aus,
 dass  der  Eigentümer  eines  Öltankers  versicherungspflichtig
 ist und einer entsprechenden Bescheinigung über das Beste-
 hen  einer  Versicherung  oder  sonstigen  finanziellen  Sicher-
 heit  bedarf.  Nach  Artikel  7  Abs.  5  des  Bunkeröl-Überein-
 kommens  und  §  2  Abs.  2  ÖlSG  in  der  Fassung  von  Artikel  1
 Nr.  2  Buchstabe  b  dieses  Entwurfs  gilt  dies  künftig  auch  für
 Eigentümer  sonstiger  Schiffe  im  Hinblick  auf  deren  Haftung
 für  durch  Bunkeröl  verursachte  Schäden.  Dem  soll  durch
 die  vorgeschlagenen  Änderungen  der  Ölhaftungsbescheini-
 gungs-Verordnung Rechnung getragen werden.

 Zu Nummer 1  (§  1 Ölhaftungsbescheinigungs-
 Verordnung)

 Die  Änderungen  in  Buchstabe  a  dienen  der  Anpassung  der
 Ölhaftungsbescheinigungs-Verordnung  an  das  geänderte
 Ölschadengesetz.  Nach  §  1  Nr.  1  der  Ölhaftungsbescheini-
 gungs-Verordnung  in  der  Fassung  des  Entwurfs  sind  unter
 dem  Begriff  „Ölhaftungsbescheinigung“  künftig  nicht  nur
 die  Bescheinigungen  für  Eigentümer  von  Schiffen  im  Sinne
 des  Haftungsübereinkommens  von  1992  zu  verstehen,  son-
 dern  auch  Bescheinigungen  für  Eigentümer  von  sonstigen
 Schiffen,  für  die  nach  Artikel  7  des  Bunkeröl-Übereinkom-
 mens  und  §  2  Abs.  2  ÖlSG  in  der  Fassung  von  Artikel  1  Nr.  2
 Buchstabe  b  dieses  Entwurfs  eine  Versicherung  aufrechtzu-
 erhalten ist.

 Die  Änderung  in  Buchstabe  b  stellt  eine  durch  die  geplante
 Ratifikation  des  Bunkeröl-Übereinkommens  bedingte  Fol-
 geänderung dar.

 Zu Nummer 2  (§  3 Ölhaftungsbescheinigungs-
 Verordnung)

 Die  in  Buchstabe  a  vorgeschlagene  Änderung  von  §  3  Abs.  2
 der  Ölhaftungsbescheinigungs-Verordnung  ist  bedingt  durch
 die  Einfügung  eines  neuen  Absatzes  nach  Buchstabe  b.  Mit

 dem  vorgeschlagenen  Absatz  3  soll  dem  Umstand  Rechnung
 getragen  werden,  dass  künftig  auch  Eigentümer  von  Schif-
 fen,  die  nicht  Öltanker  sind,  eine  Ölhaftungsbescheinigung
 beantragen.  Die  Vorschrift  entspricht  im  Wesentlichen  dem
 Absatz  2.  Abweichend  hiervon  bestimmt  sie  jedoch  in  Num-
 mer  1  Buchstabe  a,  dass  der  Sicherheitsgeber  bestätigen
 muss,  dass  die  Versicherung  oder  sonstige  finanzielle  Sicher-
 heit  den  Voraussetzungen  des  Bunkeröl-Übereinkommens
 entspricht.  Außerdem  verlangt  sie  in  Nummer  3  entspre-
 chend  Artikel  7  Abs.  2  Satz  3  Buchstabe  c  des  Bunker-
 öl-Übereinkommens  die  Angabe  der  Schiffsidentifikations-
 nummer.

 Zu den Nummern 3 und 5  (§  4 Ölhaftungs-
 bescheinigungs-Verordnung;
 Anlage (zu §  4 Abs.  1))

 Die  vorgeschlagene  Änderung  stellt  eine  Folgeänderung  dar.
 Zugleich  legt  sie  zusammen  mit  dem  Muster  der  Anlage  2
 Aussehen  und  Inhalt  der  Ölhaftungsbescheinigung  für  den
 Eigentümer  eines  Schiffes  fest,  das  kein  Öltanker  ist.  Das  im
 Anhang  des  Bunkeröl-Übereinkommens  vorgesehene  Mus-
 ter  wird  dabei  als  Muster  der  Anlage  2  zur  Ölhaftungsbe-
 scheinigungs-Verordnung  übernommen.  Das  bisher  für  den
 Fall  des  §  12  Abs.  1  des  Ölschadengesetzes  vorgesehene
 Muster  der  Anlage  2  ist  entbehrlich,  da  §  12  ÖlSG  durch
 Artikel  1  Nr.  7  des  Gesetzes  zur  Änderung  von  Vorschriften
 über  die  Entschädigung  für  Ölverschmutzungsschäden
 durch  Seeschiffe  vom  15.  September  2004  (BGBl.  I  S.  2320)
 aufgehoben wurde.

 Zu Nummer 4  (§  5 Ölhaftungsbescheinigungs-
 Verordnung)

 Die  Änderungen  der  Verweisungen  stellen  Folgeänderungen
 dar.

 Zu Artikel 4  (Änderung  des  Einführungsgesetzes
 zum Handelsgesetzbuche)

 Die  vorgeschlagenen  Änderungen  der  Artikel  7  und  8
 EGHGB  stellen  Folgeänderungen  zu  Artikel  9  Nr.  4  Buch-
 stabe  b  des  Gesetzes  zur  Anpassung  von  Verjährungsvor-
 schriften  an  das  Gesetz  zur  Modernisierung  des  Schuldrechts
 vom  9.  Dezember  2004  (BGBl.  I  S.  3214)  dar,  mit  dem  §  902
 Abs.  2 HGB aufgehoben wurde.

 Zu Artikel 5  (Änderung  des  Binnenschifffahrtge-
 setzes)

 Zu Nummer 1  (§  5l BinSchG)

 Entsprechend  Artikel  2  Nr.  1  des  Entwurfs,  mit  dem  §  660
 HGB  geändert  wird,  soll  auch  in  §  5l  BinSchG  zum  Zwecke
 der  Rechtsbereinigung  die  Bezugnahme  auf  Deutsche  Mark
 durch die Bezugnahme auf Euro ersetzt werden.

 Zu Nummer 2  (§  93 BinSchG)

 In  §  93  BinSchG  soll  die  Verweisung  auf  §  902  Abs.  2  HGB
 gestrichen  werden,  da  diese  Vorschrift  durch  Artikel  9  Nr.  4
 Buchstabe  b  des  Gesetzes  zur  Anpassung  von  Verjährungs-
 vorschriften  an  das  Gesetz  zur  Modernisierung  des  Schuld-
 rechts  vom  9.  Dezember  2004  (BGBl.  I  S.  3214)  aufgehoben
 wurde.
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Zu Artikel 6  (Rückkehr  zum  einheitlichen  Verord-
 nungsrang)

 Artikel  6  enthält  die  für  die  künftige  Änderung  der  Ölhaf-
 tungsbescheinigungs-Verordnung  notwendige  sog.  Entstei-
 nerungsklausel.

 Zu Artikel 7  (Inkrafttreten)

 Die  in  den  Artikeln  1,  3  und  6  des  Gesetzentwurfs  vor-
 geschlagenen  Vorschriften  sind  inhaltlich  mit  dem  Bunker-
 öl-Übereinkommen  verknüpft  und  sollen  deshalb  zeitgleich

 mit  diesem  in  Kraft  treten.  Dies  berücksichtigt  Absatz  1
 Satz  1.  Die  übrigen  Vorschriften  dienen  der  Rechtsbereini-
 gung.  Insoweit  besteht  kein  Bedürfnis,  auf  das  Inkrafttreten
 dieses  Übereinkommens  zu  warten.  Dementsprechend  be-
 stimmt  Absatz  1  Satz  2,  dass  die  Artikel  2,  4  und  5  am  Tage
 nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten.

 Da  der  in  Absatz  1  Satz  1  genannte  Zeitpunkt  des  Inkrafttre-
 tens  des  Bunkeröl-Übereinkommens  noch  nicht  genau  be-
 stimmt  werden  kann,  soll  im  Interesse  der  Rechtssicherheit
 nach  Absatz  2  der  Tag,  an  dem  die  Artikel  1,  3  und  6  in  Kraft
 treten, im Bundesgesetzblatt bekannt gemacht werden.
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